
            14. April 2016 
 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

liebe Freundinnen und Freunde, 

die Schlagzeilen der vergangenen Wochen werden 

dominiert vom Skandal rund um den Satiriker Jan 

Böhmermann. Man muss sein Gedicht an den türki-

schen Präsidenten Recep Erdoğan nicht für gut hal-

ten, ja man kann es sogar als unverschämt, schäbig 

und platt bezeichnen.  

Aber unsere Kunst-, Meinungs- und Pressefreiheit ge-

ben das her! Zugegeben - über so manche Berichter-

stattung habe ich mich auch schon mal geärgert. Aber 

das ist auch gut so! Denn Meinungsfreiheit und De-

mokratie sind bei uns untrennbar miteinander ver-

bunden. Und wir lassen uns sicher keine Demokra-

tienachhilfe von einem türkischen Präsidenten geben, 

der diese Rechte in seinem Land mit Füßen tritt! 

Dieser Vorfall bekräftigt: Die Türkei ist meilenweit da-

von entfernt, Vollmitglied der Europäischen Union zu 

werden! 

Gute Ergebnisse brachte der Koalitionsausschuss ver-

gangenen Mittwoch: Die Parteispitzen verständigten 

sich auf ein notwendiges Integrationsgesetz, dass sich  

an den Grundsätzen des Förderns und Forderns ori-

entieren wird. Migranten werden auch zur Mitarbeit 

bei angebotenen Integrationsmaßnahmen verpflich-

tet. Auch die Orientierungskurse für Flüchtlinge wer-

den künftig den Schwerpunkt auf Wertevermittlung 

setzen! 

Herzliche Grüße aus Berlin 

Ihre 
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Zwangsprostitution bekämpfen! 

Erklärung des Münchner Bezirksverbandes 

der Frauen Union und der Bundestagsabge-

ordneten Julia Obermeier MdB: 

Deutschland hat sich, nicht 

zuletzt durch das 2002 in 

Kraft getretene Prostituti-

onsgesetz der damaligen 

rot-grün-geführten Bundes-

regierung, zum Freuden-

haus Europas entwickelt. 

Das Gesetz hat den Men-

schenhandel und die 

Zwangsprostitution nicht 

bekämpft sondern nachhal-

tig gefördert. Dieser entsetz-

liche Umstand muss sich dringend ändern! 

Auch in der Landeshauptstadt ist diese trau-

rige Entwicklung zu beobachten. Jeden Tag 

sind in München etwa 2.000 Frauen und Män-

ner in der Prostitution aktiv. Im Zeitraum des 

Oktoberfestes oder zu den großen Messever-

anstaltungen, wie etwa der bauma, verdrei-

facht sich diese Zahl. Über 80 Prozent dieser 

Frauen und Männer kommen aus dem Aus-

land. Der überwiegende Teil aus osteuropäi-

schen Ländern wie Rumänien, Ungarn, Tsche-

chien oder Bulgarien, aber auch aus afrikani-

schen Ländern. Viele sprechen kaum Deutsch 

und die Anzahl an Analphabeten ist sehr hoch. 

Gerade in den vergangenen Monaten hat sich 

auch verstärkt eine illegale Szene von Armut-

sprostitution auf den Straßen rund um den 

Hauptbahnhof gebildet.  

Die meisten gehen nicht freiwillig der Prostitu-

tion nach, sondern wurden entweder unter 

falschen Voraussetzungen nach Deutschland 

gelockt oder durch physischen oder sozialen 

Druck in die Prostitution gezwungen.  

Die Frauen Union München und Julia Ober-

meier MdB fordern deshalb:  

Zwangsprostitution 

und Menschenhandel 

wirkungsvoll  

bekämpfen! 

In der Europäischen 

Union werden ge-

schätzt 200.000 

Zwangsprostituierte 

durch Menschenhänd-

lerringe an Bordelle 

und Zuhälter verkauft, 

das Dunkelfeld ist hoch. 

Es besteht auch die Ge-

fahr, dass Menschenhändler die aktuellen 

Flüchtlingsströme gezielt ausnutzen. Junge 

Frauen und Männer, meist aus armen afrikani-

schen Regionen, werden mit falschen Verspre-

chungen oder unter Zwang nach Europa ge-

schickt. Dort angekommen werden sie in die 

Prostitution eingeschleust und müssen dann 

das „Schleppergeld“ abarbeiten.  

Wir begrüßen ausdrücklich das am 06. April 

2016 im Bundeskabinett beschlossene Gesetz 

zur Bestrafung von Freiern und Zuhältern von 

Zwangsprostituierten. Freier, die wissentlich 

die Notlage einer Zwangsprostituierten aus-

nutzen, sollen künftig strafrechtlich verfolgt 

und mit bis zu fünf Jahren Freiheitsstrafe be-

straft werden. Zuhältern von Zwangsprostitu-

ierten drohen künftig Haftstrafen von bis zu 

zehn Jahren. 

Wir fordern ferner eine bessere Zusammenar-

beit der Sicherheitsbehörden in der Europäi-

schen Union um Menschenhandel quer durch 

Europa zum Zwecke der sexuellen Ausbeutung 

wirkungsvoll zu bekämpfen! 

Protestaktion der Frauen Union München vor dem 

Messegelände München. v.l.n.r.: Julia Obermeier,  

Barbara Roth, Ulrike Grimm und Anja Burkhardt 
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Mindestalter von 21 Jahren! 

Frauen und Männer zwischen 18 und 21 Jah-

ren werden von Zuhältern als besonders luk-

rativ angesehen. Doch gerade in diesen jungen 

Jahren können die Folgen, die die Prostitution 

mit sich bringt, wie z.B. mangelnde Kranken- 

und Rentenversicherung oder die Probleme 

des Wiederausstiegs aus dem Milieu, ver-

kannt werden. Für den Besuch in einem baye-

rischen Spielcasino ist das Mindestalter 21 

vorgeschrieben, um Spielsucht und Überschul-

dung vorzubeugen. Auch beim LKW-Führer-

schein wurde das Mindestalter von 18 auf 21 

Jahre erhöht. Aber Prostitution in diesen jun-

gen Jahren ist zulässig. 

Es ist eine Farce, dass bei Prostituierten gerade 

von der SPD weiterhin das Bild der selbstbe-

stimmten jungen Studentin vorherrscht, die 

mit der Prostitution ihr Studium finanzieren 

möchte. Das entspricht in keiner Weise der Re-

alität. Besonders nicht bei uns in München! 

Um den Schutz von Heranwachsenden vor den 

Langzeitfolgen der Prostitution zu gewährleis-

ten, fordern wir das Anheben des Mindestal-

ters in der Prostitution auf 21 Jahre! 

Münchner Polizei muss weiterhin die Instanz 

für Kontrolle und Anmeldung der  

Prostituierten bleiben! 

Mit dem am 23. März 2016 im Bundeskabinett 

beschlossenen Prostituiertenschutzgesetz hat 

die Bundesregierung einen richtigen Weg be-

schritten. So sollen in Zukunft alle Prostituier-

ten durch regelmäßig zu wiederholende ver-

pflichtende Anmeldungen und gesundheitli-

che Beratungen von einer jeweiligen zuständi-

gen Landesbehörde erfasst werden.  

Anschaffende Frauen und Männer in München 

melden sich bis dato freiwillig bei der Polizei 

an. Das Kriminalfachdezernat 35 des Polizei-

präsidiums München hat hier bereits ein In-

strument geschaffen, das als Blaupause fun-

gieren könnte. Die polizeiliche Anmeldung ist 

besonders wichtig, um eine Vertrauensbasis 

zwischen den Prostituierten und der Polizei 

aufzubauen.  

Deshalb fordern wir, dass auch künftig die ver-

pflichtende Anmeldung über die zuständige 

Polizeidienststelle erfolgen muss! 

 

 

Wahlkampf und Wirklichkeit 
- oder warum ich Hillary Clinton die Daumen drücke

Über den großen Teich dringen gerade die 

schrillen Töne des US-Vorwahlkampfs – ins-

besondere Donald Trump macht Schlagzeilen 

mit seinen plumpen Parolen.  

Bei meinem Besuch der AIPAC-Konferenz in 

Washington D.C. habe ich den außenpoliti-

schen Rundumschlag des Republikaners selbst 

miterlebt. Nachdem Trump lange das Thema 

gescheut hatte, stellte er nun seine Ideen für 

die Außenpolitik der USA vor. Dass dies nicht 

sein Leib-und-Magen-Thema ist, zeigte sein 

Auftritt vor den 18.000 Zuhörern: Er brachte 

schräge Ansichten vor. Seine Anhänger konnte 

er dennoch begeistern. 

Am längsten widmete sich Trump dem Nahen 

Osten und insbesondere dem Iran. Er zog den 

größten außenpolitischen Erfolg der Amtszeit 

von Präsident Barack Obama in Zweifel. Nach 

einem jahrelang schwelenden Atomkonflikt 

mit dem Iran brachten die USA mit ihren inter-

nationalen Partnern letztes Jahr ein histori-

sches Abkommen zum Abschluss. Die Eini-

gung ist für Trump „katastrophal für Amerika, 

Israel und den gesamten Nahen Osten.“  
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Diese Kolumne erschien am 09. April 2016 in der Huf-
fington Post: http://www.huffingtonpost.de/julia-
obermeier/wahlkampf-und-wirklichkeit-hillary-clin-
ton_b_9641760.html?utm_hp_ref=politik  

Seine außenpolitische Priorität 

liege daher darin, „den desaströsen Deal mit 

dem Iran zu demontieren.“ Auch sprach er den 

UN-Friedensverhandlungen, die zur Lösung 

des Nahost-Konflikts zwischen Israelis und Pa-

lästinensern beitragen sollen, die Berechti-

gung ab. Die UN sei „inkompetent“ und „kein 

Freund“ der Demokratie. Daher werde er de-

ren Verhandlungsführung nicht unterstützen. 

Auch über die NATO 

fällte Trump ein vernich-

tendes Urteil. Die Allianz 

koste die USA „ein Ver-

mögen“ und deshalb 

sprach er sich für eine 

geringe Beteiligung sei-

nes Landes an einer der 

bedeutendsten Sicher-

heitsinstitutionen der 

Welt aus. Im Ukraine-

Konflikt kritisierte er das starke NATO-Engage-

ment der USA. Er ging aber auch mit den euro-

päischen Mitglieder des Bündnisses scharf ins 

Gericht: „Warum kümmert sich Deutschland 

mit der NATO nicht um die Ukraine? Warum 

machen andere Länder nichts, die in der Nach-

barschaft der Ukraine liegen? Warum sind im-

mer wie diejenigen, die führen […]?“ fragte der 

Milliardär. 

Die Töne, die aus der amtierenden Obama-Ad-

ministration kommen, sind hingegen ganz an-

dere. Aktuell sind 65.000 US-Soldaten in Eu-

ropa stationiert. Ab 2017 soll zusätzlich eine 

4.500 Mann starke US-Panzerbrigade samt 

schwerem Gerät an die Ostflanke der NATO 

verlegt werden. Die Brigade soll beispielweise 

im Baltikum, in Polen, Rumänien und Ungarn 

rotieren. Das militärische Engagement trägt 

damit den Sorgen dieser Länder vor einer 

möglichen russischen Aggression Rechnung. 

Dies lassen sich die USA auch einiges Kosten: 

Obamas Haushaltsentwurf 2017 sieht für die 

sogenannte European Reassurance Initiative 

deutlich mehr Geld vor. Um die Präsenz in Ost-

europa zu verstärken und die Partner der Al-

lianz in der Region militärisch zu unterstüt-

zen, investieren die USA statt wie 2016 789 

Millionen im nächsten Jahr ein Vielfaches: 3,4 

Milliarden Dollar. Dies ist ein starkes Signal 

aus Washington und ein klares Bekenntnis zu 

den europäischen Partnern! 

Diesen Kurs würde vermutlich auch eine mög-

liche demokratische Prä-

sidentin Hillary Clinton 

fortführen. Ihr wird 

nachgesagt, eine außen-

politisch härtere Linie 

als Obama zu fahren 

und die internationale 

Rolle ihres Landes stär-

ken zu wollen. Sie 

spricht sich zudem für 

das Atomabkommen 

mit dem Iran aus und plädiert für einen ent-

schiedeneren Kurs gegen über dem aggressiv 

auftretenden Kreml-Chef Wladimir Putin.  

Auf der AIPAC-Konferenz trat die ehemalige 

First Lady und US-Außenministerin entspre-

chend kämpferisch auf und untermauerte ih-

ren Führungsanspruch. Um die USA durch die 

internationalen Krisen zu führen sei ihr Kon-

kurrent nicht geeignet: „Wir brauchen eine ru-

hige Hand!“  

Die USA sind und bleiben der wichtigste Ver-

bündete Deutschlands und Europas. Ange-

sichts der Vielzahl der aktuellen Krisen, ist die 

transatlantische Partnerschaft von entschei-

dender Bedeutung für unsere Sicherheit und 

Stabilität. Hillary Clinton scheint durch ihre au-

ßenpolitische Erfahrung und ihre klare Linie in 

sicherheitspolitischen Fragen eindeutig die 

bessere Wahl als Donald Trump – daher drü-

cke ich Hillary die Daumen! 
  

http://www.huffingtonpost.de/julia-obermeier/wahlkampf-und-wirklichkeit-hillary-clinton_b_9641760.html?utm_hp_ref=politik
http://www.huffingtonpost.de/julia-obermeier/wahlkampf-und-wirklichkeit-hillary-clinton_b_9641760.html?utm_hp_ref=politik
http://www.huffingtonpost.de/julia-obermeier/wahlkampf-und-wirklichkeit-hillary-clinton_b_9641760.html?utm_hp_ref=politik
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Mehr Informationen zu den Förderprogrammen, die 

durch die Kreditanstalt für Wiederaufbau durchgeführt 

werden, finden Sie hier: http://www.kriminalpraeven-

tion.de/files/DFK/einbruchschutz/tech-

praev/2016_flyer_finanzanreize.pdf  

 

Mehr Sicherheit vor Einbrüchen 
    Alltagskriminalität entgegentreten 

Seit geraumer Zeit verzeichnen wir leider stei-

gende Einbruchszahlen. Dieser Trend wird 

sich mutmaßlich fortsetzen. Im vergangenen 

Jahr gab es nach der polizeilichen Kriminalsta-

tistik bereits über 150.000 Wohnungseinbrü-

che, von denen allerdings 

über 40 Prozent im Ver-

suchsstadium abgebro-

chen wurden. Das zeigt, 

wie wertvoll und vorbeu-

gend ein guter Schutz für 

Wohnung und Haus sein 

kann. 

Aus diesem Grund hat 

sich die CDU/CSU-Bun-

destagsfraktion erfolgreich für die staatliche 

Förderung eines solchen Einbruchsschutzes 

eingesetzt. Seit 2015 stehen für das Programm 

„Kriminalprävention durch Einbruchssiche-

rung“ in den nächsten drei Jahren insgesamt 

30 Millionen Euro zur Verfügung. Gefördert 

werden eine ganze Reihe sinnvoller Maßnah-

men des Eigenschutzes, insbesondere der Ein-

bau einbruchshemmender Fenster und Tü-

ren. Mit dem ab 1. April dieses Jahres weiter 

verbesserten Förderangebot für Einbruch-

schutzmaßnahmen können Mieter und Eigen-

tümer nun noch flexibler in die Sicherheit der 

eigenen vier Wände investieren. 

Selbstverständlich lassen wir die Bevölkerung 

hierbei nicht allein, denn der Kampf gegen Kri-

minalität ist nach wie vor zuallererst eine 

staatliche Aufgabe. 

Wesentlich ist eine ausreichende Präsenz der 

Polizei vor Ort. Der Bund wird in den nächsten 

Jahren nochmal massiv die Zahl der Bundes-

polizisten erhöhen.  

 

Wir setzen uns zudem dafür ein, Wohnungs-

einbrüche künftig mit einer Mindeststrafe von 

sechs Monaten zu bestrafen. Zudem wollen 

wir eine Telekommunikationsüberwachung 

beim Wohnungseinbruchdiebstahl zulassen, 

um die immer professi-

oneller werdenden Hin-

termänner solcher Ban-

den zu fassen.  

Es ist gerade die soge-

nannte „Alltagskrimi-

nalität“, die uns alle be-

sonders verunsichert 

und auf die wir daher 

auch weiterhin unser 

Augenmerk richten müssen. Wir müssen im öf-

fentlichen Raum durch mehr Präsenz von 

Streifenbeamten für ein noch besseres Sicher-

heitsgefühl in der Bevölkerung sorgen. Die 

CDU/CSU-Bundestagsfraktion wird die Be-

kämpfung der Alltagskriminalität, die alles an-

dere als alltäglich sein sollte, nicht aus den Au-

gen verlieren. 

Julia Obermeier MdB: „Einbruchskriminalität 

ernst nehmen bedeutet für uns: 1. Polizeiprä-

senz vor Ort stärken und 2. staatliche Förde-

rung zum Schutz von Wohnung oder Haus zur 

Verfügung stellen. Denn die Statistik zeigt: 

Fast die Hälfte der Wohnungseinbrüche lässt 

sich durch Vorbeugung verhindern. Auch Mie-

ter können, in Rücksprache mit ihrem Vermie-

ter, auf die Fördergelder für Einbruchschutz-

maßnahmen zurückgreifen!“ 

 

  

http://www.kriminalpraevention.de/files/DFK/einbruchschutz/techpraev/2016_flyer_finanzanreize.pdf
http://www.kriminalpraevention.de/files/DFK/einbruchschutz/techpraev/2016_flyer_finanzanreize.pdf
http://www.kriminalpraevention.de/files/DFK/einbruchschutz/techpraev/2016_flyer_finanzanreize.pdf
https://www.kfw.de/KfW-Konzern/Newsroom/Aktuelles/Pressemitteilungen/Pressemitteilungen-Details_345344.html
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Foto: M. Schmidt / www.laim-online.de  

Den Artikel zur Eröffnung finden Sie hier: http://bit.ly/20B24fK  

 

Besuch bei der Messe „Die 66“ 
Deutschlands größte 50plus Messe 

Auch 2016 fand in München wieder die Messe 

„Die 66“ statt. Die Senioren-Union München 

war ebenfalls wieder tatkräftig mit einem 

Stand vertreten. 

Der Andrang war groß und es ergaben sich 

viele gute und interessante Gespräche. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Herzliche Einladung zu  

Nach dem erfolgreichen Auftakt vergangenes 

Jahr in Pasing setzt die Frauen Union Mün-

chen-West ihr neues Veranstaltungsformat 

„Politik&Prosecco“ fort: Am 19. April 2016 sind 

alle Bürgerinnen und Bürger ab 18 Uhr einge-

laden, im Aubinger Herzl (Altostr. 36) in locke-

rer und entspannter Atmosphäre, mit den Po-

litikerinnen aus dem Münchner Westen ins 

Gespräch zu kommen. 

Zur Begrüßung erhalten Sie von der Bundes-

tagsabgeordneten Julia Obermeier ein Gläs-

chen Prosecco. 

„Es wäre mir einen große Freude, Sie im  

Aubinger Herzl begrüßen zu dürfen!“ 

 

Fotoausstellung eröffnet 
„Über den Dächern von Laim“ 

Zahlreiche Gäste folgten der Einladung des Lai-

mer Fotografen Josef Stöger und fanden sich 

zur Eröffnung im Laimer ASZ ein. Darunter 

auch Münchens Bürgermeister Josef Schmid 

und Schirmherrin Julia Obermeier MdB. 

  

http://www.laim-online.de/
http://bit.ly/20B24fK
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Hier erreichen Sie mich 

Meine Website: 

www.julia-obermeier.de  

______________________________________ 

Folgen Sie mir auf Twitter: 

@Julia_Obermeier 
______________________________________ 

 Auf Facebook:  

Julia Obermeier 
______________________________________ 

Schreiben Sie mir eine E-Mail: 

 julia.obermeier@bundestag.de 
______________________________________ 

 

 

 

Julia Obermeier vor Ort 
19.04.2016 – 18.00 Uhr „Politik&Prosecco“ veranstaltet von der Frauen Union Mün-

chen-West zusammen mit dem CSU Ortsverband Aubing, Café 

Aubinger Herzl, Altostraße 36, 81245 München. 

20.04.2016 Politische Informationsfahrt nach Berlin mit Besucherinnen 

und Besuchern aus München. (ausgebucht) 

23.04.2016 – 18.00 Uhr 95 jähriges Jubiläum G.T.E.V. "Almfrieden" Aubing e.V., Schnit-

zel-&Hendlhaus, Limesstraße. 63, 81243 München. 

04.05.2016 – ab 14.00 Uhr Bürgersprechstunde, Bürgerbüro München, Ranertstraße 8, 

81249 München. (Um Anmeldung wird gebeten.) 

PS: Sie können den Erhalt des Newsletters „Post aus Berlin“ jederzeit mit Wirkung für die  

Zukunft abbestellen, per E-Mail julia.obermeier@bundestag.de, telefonisch Tel.: 030/227 77188, 

per Fax: 030/227 70189 oder postalisch an: Julia Obermeier MdB, Platz der Republik 1, 11011 Berlin 

 

Gerne bin ich für Sie da! 

Bürgerbüro Julia Obermeier MdB 

Ranertstraße 8 

81249 München 

Bitte vereinbaren Sie einen Termin: 

Tel: 089/ 893 990 99 

Fax: 089/ 893 991 00 

julia.obermeier.wk@bundestag.de 

http://www.julia-obermeier.de/
https://twitter.com/Julia_Obermeier
https://www.facebook.com/obermeier.julia?fref=ts
mailto:julia.obermeier@bundestag.de

